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TI-1ltnCderBeilagen zu den Stenographisehen Protokollen 
des Nationalrates XVIll. Gesetzgebungsperiode 

DER BUNDESMINISTER 
FÜR JUSTIZ 

7424/1-Pr 1/94 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

zur Zahl 6728/J-NR/1994 

(G 6 y lAB 

199'i -07- 2 6 

zu bT2f IJ 

Wien 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Ofner, KR SchölI, Mag. Haupt haben an mich 

eine schriftliche Anfrage, betreffend Vorgehen der Staatsanwaltschaft Feldkirch in der 

Strafsache Dr. Leo Walser, gerichtet und folgende Fragen gestellt: 

"1. Welche Ermittlungsschritte hat die Staatsanwaltschaft Feldkirch bisher in der 

Sache Dr. Leo Walser gesetzt? 

2. Warum wurden die in der Anzeige geriannten Zeugen noch nicht 

einvernommen? 

3. Welche Schritte wurden seitens des Bundesministeriums für Justiz im Zuge der 

gegenüber dem Anzeiger angekündigten Überwachung des Verfahrensfortgan­

ges bisher gesetzt? 

4. Halten Sie die Schnelligkeit der Bearbeitung durch die Staatsanwaltschaft Feld­

kirch für ausreichend, um nicht bei der Bevölkerung das Gefühl zu wecken, daß 

bei komplizierteren Strafverfahren gegen hochgestellte Personen weniger rasch 

und gründlich vorgegangen wird als gegen den sprichwörtlichen "Hendldieb"? 

5. Wann ist mit einer Anklageerhebung oder sonstigen Erledigung des Strafverfah­

rens zu rechnen? 
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6. Hat die Staatsanwaltschaft Feldkirch gegenüber der Oberstaatsanwaltschaft 

bisher schon über dieses Strafverfahren berichtet? Wenn ja, wie lauten die bis .. 

her erstatteten Berichte im vollen Wortlaut und wann sind sie erstattet worden? 

Welche Stellungnahme hat die Oberstaatsanwaltschaft zu diesen Berichten im 

Wortlaut abgegeben? 

7. Hat die Oberstaatsanwaltschaft Ihnen bzw. dem Bundesministerium für Justiz in 

dieser Strafsache berichtet? Wenn ja, wie lauten die Berichte im vollen Wortlaut 

und wann sind sie vorgelegt worden? Welche Stellungnahme hat das Bundes­

ministerium für Justiz zu diesen Berichten abgegeben? 

8. Sind im Zusammenhang mit diesem Strafverfahren Weisungen welcher Art bzw. 

welchen Inhalts immer von Ihrer Seite bzw. von seiten des Bundesministeriums 

für Justiz und/oder von seiten der Oberstaatsanwaltschaft ergangen? Wie lau­

ten sie im vollen Wortlaut? 

9. Wie lautet der volle Text sämtlicher im Zusammenhang mit diesem Strafverfah­

ren im Bereiche der Staatsanwaltschaft, der Oberstaatsanwaltschaft sowie des 

Bundesministeriums für Justiz angefertigten schriftlichen Festhaltungen, Akten­

vermerke, Notizen, etc.? 

10. Hat es Dienstbesprechungen, Telefonate oder irgendwelche sonstigen (auch 

informellen) Kontakte zwischen Ihnen, Mitarbeitern im Bereiche des Bundesmi­

nisteriums für Justiz, der Oberstaatsanwaltschaft bzw. der Staatsanwaltschaft 

gegeben, in deren Rahmen dieses Strafverfahren in welcher Weise bzw. mit 

welchem Inhalt immer erörtert worden ist? Gibt es darüber schriftliche Aufzeich­

nungen, wenn ja, wie lauten sie ihrem vollen Texte nach? Wenn keine schriftli­

chen Aufzeichnungen bestehen, welcher Inhalt dieser Kontakte ist den Beteilig­

ten in Erinnerung? 

11. Hat es zu diesem Strafverfahren irgendwelche Interventionen gegeben: wenn ja, 

von welcher Seite, an wen gerichtet und zu welchem Zweck?" 
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Ich beantworte diese Fragen wie folgt: 

Zu 1: 

Nach Einlangen der Strafanzeige des Mag. Ewald Stadler vom 28. Oktober 1993 ver­

anlaßte die Staatsanwaltschaft Feldkirch die Einholung der bezughabendenVerwal­

tungsakten bzw. Verwaltungsstrafakten von der Bezirkshauptmannschaft Bludenz und 

die Einholung einer Stellungnahme des Angezeigten, Bezirkshauptmann Dr. Leo 

Walser. 

Nach Einlangen der Verwaltungsakten und der Stellungnahmen des Bezirkshauptman­

nes Dr. Leo Walser vom 15. November 1993 und vom 10. Dezember 1993 sowie 

einer weiteren Anzeige des Mag. Ewald Stadler vom 9. Dezember 1993 wurde die Di­

rektion des Amtes der Vorarlberger Landesregierung um die Erstattung einer Stellung­

nahme zu den·genannten Anzeigen des Mag. Ewald Stadler ersucht. 

Zu 2: 

Da auf Grund der Erhebungsergebnisse die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens 

nicht indiziert war, erwies sich die Einvernahme von Zeugen als entbehrlich. 

Zu 3: 

Die aufgrund einer Eingabe des Anzeigers Mag. Ewatd Stadler und des Anfallsberich­

tes der staatsanwaltschaftlichen Behörden beim Bundesministerium für Justiz angeleg­

ten Akten wurden zunächst durch Fristsetzung in Evidenz gehalten. Mit Erlaß vom 

5. April 1994 ersuchte das Bundesministerium für Justiz die Oberstaatsanwaltschaft 

Innsbruck um Berichterstattung über den Stand des gegenständHchenStrafverfahrens. 

Mit Erlaß vom 1. Juni 1994 stellte das Bundesministerium für Justiz die von der Ober­

staatsanwaltschaft Innsbruck mit Vorhabensbericht vom 11. Mai 1994 vorgelegten be­

zughabenden Unterlagen mit dem Ersuchen um Prüfung der zwischenzeitig, nämlich 

mit Schriftsatz vom 17. Mai 1994, vorgenommenen Ausdehnung der Anzeige des 

Mag. Ewald Stadler und um ergänzende BeriChterstattung unter Anschluß sämtlicher 

Unterlagen zurück. 
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Zu 4: 

Wie die Anfragesteller selbst hervorheben, ist bzw. war im Rahmen des gegenständli­

chen Strafverfahrens ein komplizierter Sachverhalt einer Überprüfung zu unterziehen. 

Anhaltspunkte für Verzögerungen bzw. eine schleppende Bearbeitung durch die 

Staatsanwaltschaft Feldkirch sind nicht erkennbar. 

Zu 5: 

Mit Erlaß des Bundesministeriums für Justiz vom 7. Juli 1994 wurde das Vorhaben der 

Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck, die von der Staatsanwaltschaft Feldkirch beabsich­

tigte Zurücklegung der Anzeigen gegen Dr. Leo Walser gemäß § 90 Abs. 1 StPO zu 

genehmigen, zur Kenntnis genommen. 

Zu 6 und 7: 

Hiezu verweise ich auf die beiliegenden Ablichtungen und bezüglich der Stellungnah­

me des Bundesministeriums für Justiz auf die Antwort zu den Fragen 3 und 5. 

Zu 8, 10 und 11 : 

Im Zusammenhang mit diesem Strafverfahren ist es zu keinerlei Weisungen durch 

mich, das Bundesministerium für Justiz oder die Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck ge­

kommen. Auch Dienstbesprechungen, Telefonate oder irgendwelche sonstige (auch 

informelle) Kontakte zwischen mir, Mitarbeitern im Bereiche des Bundesministeriums 

für Justiz, der Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck bzw. der Staatsanwaltschaft Feld­

kireh, in deren Rahmen dieses Strafverfahren erörtert worden ist, haben nach den mir 

vorliegenden Berichten nicht stattgefunden. Desgleichen sind auch keine Interventio­

nen erfolgt. 

Zug: 

Zu den schriftlichen Festhaltungen im Bereich der Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck 

hat diese in ihrem in Ablichtung beiliegenden Bericht vom 17. Juni 1994 Stellung ge­

nommen. Was die schriftlichen Aufzeichnungen im Bereich des Bundesministeriums 

für Justiz anlangt, so würde eine Beantwortung dieses Anfragepunktes de facta auf ei· 

ne Einsicht in die kompletten Verwaltungsakten hinauslaufen; ein solches Einsichts­

recht ist jedoch nach Art 53 Abs 3 B-VG ausdrücklich nur für parlamentarische Unter­

suchungsausschüsse vorgesehen. Gleiches gilt gemäß § 35 Abs. 2 Staatsanwalt­
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schaftsgesetz für die schriftlichen Festhaltungen, also die Tagebücher, der Staatsan­

waltschaft. Ich bitte daher um Verständnis, daß ich mich aus grundsätzlichen Erwägun­

gen nicht in der Lage sehe, diesen Fragepunkt zu beantworten. 

2.2. . Juli 19k.~ __ 
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zjS3 " BEILAGEN 

OBERSTAATSANWAlTSCHAFT IN NSBRUCK 

• 
CZ.: aSt.A 1763/93 

I,.Ji rd dem 

Bundesministerium 
für Just.iz 

WiE n 

. "'---.-; -,: -":.l-r~/J:-K~j~US:::T~\r~ 

~I. 1 1. :~OV. ~993 
- }tach. 

; 61g, \ 

Vhl.9~,3GS 1r\V.z S3/ Akten 

Innsbruck, am 

Schmerlingstraße 1 
A-6020 Innsbrudc 

Briefanschrift 
A-6010 Innsbrudc 

Telefax 
Telefon'~' 512 / 57 64 56 
05 12159 3M 

LOStA 
Sachbearbeiter Dr. Föger 

Klappe 597 (DW) 

als Anfallsbericht gemäß § 8 Abs 3 StAG mit der Bitte 

um vorläufige Kenntnisnahme vorgelegt. 

Innsbruck, am 9. November 1993 

Der Leiter der Oberstaatsanwaltschaft~ 

. ~~ 
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STAATSANWßLTSCHAFT 

FELDKIRCH 

r--------------------.~~ p r OberstaatsG.nwaitscilan i 
'Innsbruck ; 

. " \: .. ,." ·4"'" 3 f J Emgelangt - ~. ilJ \. 1:.. _ j ...... ac .. ~ 

Beilagen: ,/ 2 St. 2858/93 

J;,.., • ...;.O ..... ST_A~.;. ...... _;,;,;;.::J,;.;,;; •• 1. ........ _6 _3_/_'1_.3 ___ .z: U-6 y. /93> 

An die 

Obers~~anwalt.schaft 

in 

I' n n s b r u c k 

Bet.rtfft.: St.rafscrehe gegen~_ Leo Wal SI SI r > 
Bezirkshaup1;mann. von. Bludenz" wegell §§ 302 und 299 

StGB .. 

Berichtsverfasser: Erste S~~anwältin Dr. Sieglinde Puchner .. 

Plag. Hwald Stadler" Klubobmann. 

dsr fre ihe i t.l ichen Parte i lJster­

r.eichs in Vorarlber.g erst~tete mit 

Schreiben vom 28.10.1993 Strafan­

zeige gegen den Bezirkshaupbnann 

. von Bludenz Dr.. Leo Walser wegen 

Verdachtes des Anrtsmißbra:uches 

gemäß § 302 StGB und Verdachtes der 

Begünstigung gemäß § 299 StGB. 

In dieser Anzeige bringt Nag. 

Ewald.Stadler folgendes :vor: 

Die Jl.nwal"tsgruppe Dr. Simma und 

andere sind Eigentümer mehrerer 

Hot.els in Zürs. welche sie über 

eine gesellschaftsrechtliche 

Konst~ion in VerbindUng mit 

einer BeRÜtzungsvereinbarung als 

Hotel-Appart.ements benützen und 
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we i terveräußern. Be i diesem sogenann;ten "Zürser Hode IIIlV ha:nde I t 

es sich nach Ansicht des Anzeigers um eine For.m der gesetzwidri­

gen Umgehung der Best~en das Raumplanungsgesetzes und das 

Baugesetzes. 

Pr. Leo Walser sei als Bezirks~ des Verwaltungsbezirkes 

Bludenz sowohl als Verwaltungsstrafbehörde I co Inst.an.z nach dem 
Raumpla.:nu.ngsgesetz als auch nach dem B<:r:uqesetz Bmmehörde I .. 

Instanz für Bauange legenhe i ten der Gema inde Lech" deren Gerne inde­

gebiet auch den Ortsteil ZÜTrS umfaßt" zus~ig. Gemäß § 29 

SparkassenG sei er gleichzeitig vom La:ndesh.aup1::mttmn bestellter 

Staatskommissär bei der Sparkasse der Stadt. Bludenz" wobei. er als 

solcher gemäß § 29 llbs 3 SpCi:JrkassenG zu Berichten an das Bund.es­

ministeriwn für Finanzen und den Landeshaupbmann ver,pflicktet sei 

und gegen Beschlüsse von Sparkassenonganen. durch die er gesetz­

liche oder sonstige Vorschriften für verletzt erachtet" unverzag-

1 ich Einspruch zu erheben habe. Dr.. Leo Walser habe sawohl cbJrch 

die pflichtwidrige Un~erlassung von zi.elführenden Erhebungen ün 

Rahmen eines ordentlichen Ve~ltUngsstrafverfahrens gegen die 

Bet.reiber des wZÜFser Nodells w s~ie dUrch die wider besseres 

~issen erfol~e Einstellung des Ve~ltungsstrafverfahrens ~gen 

Verfolgungsverjährung sowie durch die Nichterhebung von Einsprü­

chen als Staatskorrmissär bei der Sparlkasse der Stadt Bludenz 

Jinyj;smißbrau.ch begangen. Er habe hiecllurch einerseits das Land 

VorarZberg im seinen Rechten geschiidigt, 'und U1TIi[!ekehrt die Simma­

Gruppe als Betreiber des ZÜTser Nodalls begünsti~. 

Gerade Bezirkshauptmcmn. Dr.. Leo 'RiaZsell"" 'lTlUß1;e in .seiner 

Eigenschaft als Staatskommissiir bei deU'" Sparkasse BZudenz" welche 

diese Hotels finanziert o und als Baubehörde und Verwaltungsstraf­

behörde I. Instanz aufgrund der ihm in diesen Eigenschaften und 

Funktionen nachweislich umfangreich zur Kenntnis gebrachten 

In.:.fonno.tionen zF jenen. gehör't habeno welche die Gesanrtltonzeption 

des Zürser Modells und die Einhei1;Zichkeit des Tatvorsatzes der 

Betreiber dieses Nodells detaillier't kann:te und trotz dieser 

Kenntnis die Durchf~ vonVerwaltungsstrafverfahren pflicht­

~idrig unterlassen. ha~p bzw als Staats kommissär bei der Sparkasse 

der Stadt Bludenz o wobei er nach Ansicht des Anzeigers eine 
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diesbezÜgliche Befangenheit von ~s wegen wahrnehmen hätte 

müssen" keinen Einspruch erhob. 

Die Staatsanwaltschaft ha-t die Einhol'U.rlg der beZÜglichen 

Verwaltungsakten von der BH Bludenz veranlaßt und wird nach 

Einsichtnahme in diese Akten allenfalls eine Stellungnahme des 

Angezeigten Dr. Leo Walser einhOlen. 

Ober die beabsichtigte Enderledigung wird seinerzeit antrag­

stellend berichtet werden. 

., . 

. ~', 

<, 

Staatsanwaltschaft Feldkirch 

am 3. 11. 1993 

'~-''--';-. J ' .. ," /' ':', 

. ~. , 

.. ' .. ~' -... 

.: ...... '.'"!-',' .-... - ... 
... ·r·· 
..... 

" , 

. " 
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OBIERSTAATSANWAlTSCHAfT INNSBRUCK Innsbruck, am 

o 

GZ.: 
aStA 899/94 

Wi rd dem -3olrAlt . 
Bundesminister~'~-----'~"'.:~'I~~T~E~R~IU~~~F~O~R~Jtu~~jlüa~ 
für Justiz 

Schmer/!ngstraße 1 
.'\-6020 Innsbruck 

ßrie(anschri(t 
A-6010 Innsbruck 

'T8!e~aX 
- " "·c"'" Telefon 0 5 ~ 2 i S: r: 4., .-. ,,-1 

05 12159 3Q-{) 

aStA 
Sachbearbeiter Dr. Pi 1 germa i r 

. [i::~J. , ~.1\1A' 199~ Klappe 593 (oW) 

1 fleh. 
Big. 

WiE? n 

IlAktBn 

mit Beziehung auf den Erlaß vom 5.4.1994, 21. 93.369/ 

5-IV 2/94, und der Bitte um Kenntnisnahme vorgelegt. 

Ich beabsichtige, das staatsanwa1tschaft1iche Ein­

stellungsvorhaben zu genehmigen. 

Innsbruck, am 11. Mai 1994 

Der Leiter der aberstaatsanwaltschaft: 
(J 

~~ 
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STAATSANWALTSCHAFT 
PELDKIRCH 

Oberstaatsanwaltschaft 
Innsbruck 

Eingelangt 1 O. HAI d94 ~ fach 

Beilag~n: /~ . 
2 st. 2858/93 

... x._._OS_T_A~_· ._ ••• """f __ ':L .... ~_h_· 1t __ ......!1 ..z r6 Y. /'1 "3 

An. die 

ObersLaat.sanwaZt.schaft. 

in 

I n n s b r u c k 

Betrifft: StrafSaI!he geg,,~. Leo Ii a l ;." r / 

Bezu.i;: Erlaß vom 15.4.1994, OStA 719/94, sowieseinerzei1;iger 

Berich~ v~ 3.11.1993, 2 51; 2858193. 

Anlagen: Jbl.zeigen des lIag. Hwald 5tadler VOIrII 'Z8.~O. und 

9.~2.1993 sowie S1;ellungnahmen des Bezirks~bnannes 

Dr. Walser sowie des llnrtes der Vorarlberger .Landesre­

gierung samt den VeJ""lllllaI1;ungsstra:faJcteri. der BH Bludenz .. 

Berichtsverfasser: EStJI. Dr. Puchner. 

Ncu;h Einlangen der S1;lZungna.hmen 

das Be.zirlcs~ Dr. Leo 

Valser '1XJIIZa 1.5.1:1.. und 10.1.2.1993 

sOflIIie dar Ve~l "tunesst.rafakten 

X-1191/92 der Bezirks~­

schaft BZudenz sowie der St.ellung­

n.aJrme dss Landesamtsdire1ctors des 

~es der Vorarlber.ger Landesregie-

7J""lJfnl1 vaea 24 .. 3.1.994 wird wie folgt. 

enaan1;rags1;eZlend berich1;e1;; 

1.) ZLaII Vorwu.rf , Bezirkshaupt:man:n. 

Dr. Lee lialser habe durch die 

pflich1;w~ige Un1;erlassung 
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von zielführenaen Erhebunge~ üw Rahmen eines orden~lichen 

Verwal~ungss~rafVer.fahrens gegen die Be~reiber des ~Zürser 

N0d8lls n sowie durch die besseren Vissens erfol~e Eins~el­

lung des Verwalt.ungss-trafverfahrens wegen Verfolgu.TlQsverjäh­

rung se in lJm:t mißbrCDJ!Cta:t; wvi die Si.mtAa-Gruppe als Be~re iber 

des ZÜTser NodeZls begÜns~i~: 

Wie sich insbesondere aus der S~ellungnahme des llmtes der 

Vorarlberger La:ndesregierunq ergibt" ha"t Dr. Leo lialser 

sowohl innerhalb der VerjiiJrrwwsfris"t eine ausreichend 

konkret.isiert.e Verfolgrurgs1umd1.ung vorge'llCJllml6n und die. 

Einst.ellung des Verwalt.urrgsst.rafverfahrens gegen Dr. otlrtnar 

Sümaa. gemß § 45 llbs :l lit. c VStG a:u.f Grundlage einer 

durchaus vertre-tbaren Rech-tscwffassung verfÜgt. 

Auch 1w.t Dr. Leo WaIser durch diese En1;schei.dwtg n:icht. 

~nt.gegen der Weisung des Land8srates Hans Diet.er Grobher als 

zust;än.digem. Bau.- und RaumpZa:rr:ungsreferenten der La:ndssregie­

rung vom 7_.5.1.993 (Bei Zage IH der Anze ige)" nii1III ich von. cis r 

Recht.sauffassW'lg der Vorarlberger l.cmdesregierung sowohl im 

a:nJriingigen VerwaZt;u;:ngss7tra.:Cvelrfahren als auch bei der 

allfälligen Erlassung eines Fes~t;ellungsbescheid6s nach 

Artikel II JIbs 5 des Gese7tzes übelr eine Jlnderung des Raum­

planungsgeset.zes laut; deq Gesetzesbeschluß des Vorarlber.ger 

~es VOM' 10.3.1993 auszugeheng nicht. ent.ge,gen der 

Weisung g~.~;'l"'lwa.s smrok7L öffentlich. von I...a:ndesrat. . 
Grobher und Bezir1ciha:up~ Dro Pw-tscher bestii.t.i~ wurde • 

. ~ . 

Im Hinblick auf diese Aussagen ist. BezirkshaupbRann. Dr. Leo .. '. 
WaZser durch die Du.rchfiihru:ne diesel'" Strafverfalrrel'U' und die 

En1;scheidung ein s1:.ra.fbares Verhalten nicht; vorz:uwerfen. 

2) Ztall Vorwurf der Befangenheit; des Bezirkshaupf:.ta.autes Dr. Leo 

WaZser in seiner Eigensc1u:J.:Et. als Staat.slwnnissär bei der 

Sparkasse der Stadt Bludenz und der Nich"terhebung von 

Einsprüchen: 

• 
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Auch diesbezÜglich darf auf die eingehol~e Stell~ des 

lfnrtes der Vorarlberger Landesregierung ve~iesen. '<JfJerden." aus 

welcher sich insbesouudere ergibt" daß dar Sü:w:tslc:.ommissär 

g~ § 26 ~ in seinem Sistierungsrecht; auf die Verletzung 

von Vorschriften und. Bescheiden eingeschriiinkt ist, welche 

4en Aufsichtszielen des Kredi1;wesens, insbesCJJTl'ßdere dem. 

volkswirtschaftlichen Int;eresse an einer funktiamierenden 

Kredibwirtschaft und dem Gläubigerschutz dienen. Es ist in 

lJsterreich übl ich" daß Bezirksluu.q:Jrt:mii1rmer zu Staatsk..cm­

missären bei Sparkassen bestellt 1fOerde1lfJ.g W&d daß diese 

Tä:tigkait das Staats~issärs eine belW71"'dl.iche Fwiktion 

ist", rriiIRmlich als HiZfsorgan, das La:rI!d.es~ mr.d des 

~i1!&is-ters für Pi7i1l!Ell&Ze1l&,. Ei1l&6 Befa:JfilgeMtsit .lU.m.v& nicht , , 

vorl iegen" ein al l.fäl. Ziger lli1lB.SjpM&Ch das S~~issä.rs 

. wäre W'&ZUlässig ge'ifJJ6SS1!& wnd lPItm!l Lar:ndes~~ lb~ dem 

~in,ister für Fi'li"U1llT&ZSA sofort 2ruriic.kgezogsn l$011"den .. 

Auch diesbeziiqlich lisSJ1; Ccam st'lN1!.fbarss VerrMltendes Drra 

Leo 'flJalserr vor .. 

3J ~as dem V!o~f (in ei~ Zeit.UJIngsartiksl VIDm 1I.1 .. :l.1 .. 1993J 

betrifft" Bezirltshaup~ Dr. Iifalser sei bei Vertretsli"'li't dar 

Gemeinde Lech I/ml eine sc'lurifttl iCM JEiyweä'"'S~ii.seT1"ld~ 

~rstell ig gm:;orden." ~h 18i11Jgabs1lfJ. der' ~~ Lech n:icht 

ZU8IIi S1;;rafaJct Zw-ser Nodltsll ge~'/i'8. ~~o 'S(J) ~ dieser 

Vo~f 1lfJ.icht ver~fizierbmr co l11lJJ.Ch dLiesooziiiill!7l, iclk. drlrJrf C!.lfIJf Pkt 

3) der Stell~ 'des ~es' der VOTrClIJJ""Ilba7fVS1r LtJumdssregie­

"f"1.I:I1.G hi..ng6lSias<B1lfJ. Werden .. 
G 

4J SchI ieBl ich V6l"'f1rJag CJIJ!.4.Ck das von l1IJag .. St4::udX..er in seinem 

weiteren Schreiben.. VOl!l'i 9 .. 12 .. 1993 vo7f"'gslegte Ja,echtsgi/l;taclk.ten 

des Univ. Prof .. DDr .. llei1l'iJZ Jifa;ysr Vallftl 16 .. 9 .. 1l.993 nichts zu 

ä.ndernl'l ZUBla.l es sich bei der Einst.elli.!JJ!Bl1serkl~ VQIIIII 

23 .. 7 .. 1993 &a eine f01f"'fllMI/.1.e rech1/:llTllii.ssige JElI1;(I;sclfw~ gs1Jwm.­

, delt hato 

Die S~ts~Ztschaft beGbsick~i~D die Rnzsigs gegen Dr. 

Leo WeIser wegen. Verdachtes des lImrtsmißbrr<1WllCM.s 11WJ.Ch § 302 S1;GB 
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und des Verdachtes der BegÜns~igung nach § 299 StGB gemäß § 90 

Abs 1 StPO zurückzulegen. 

um Genehmigung der beabsichtigten Vorgangsweise wird er­

sucht. 

Staatsanwaltschaft FeZdkirch 

am 25~ 4. 1994 

, .. 

" 
~ 
'.~ 

.. 
" .~ 

• 
\ .. 
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• 

0!SlrO 
Innsbruck, am OBERSTAATSANWALTSCHAfT INNSBRUCK 

• 
GZ.: 

aStA 1129/94 

Wir d dem ." 'l"""" __ •• _' -- -- -. --:_, ... .-u:-,r- .... ," 

Bundesmi ni ster i um···."('·, ·'":!t!'.1 FÜR JUSTIZ' 
• ~. r i ....... - o.J , 

für Justi z . 

Schmerlingstraße 1· 
A-6020 Innsbrudc 

Briefanschrift 
A-6010 Innsbrudc 

Telefax 
Telefon 0512/576456 
05 12/59 30-0 

aStA 
Sachbearbeiter Dr. Pi I germa ir 

(oW) 1~~~ f), _ ~e 593 
15!"· fy::vv'w 

. W i e n 

" .. ~~ 

mit Beziehung auf den Erlaß vom 1.6.1994, GZ 93.369/ 

6-IV 2/94, vo~gelegt; 

Ich beabsichtige, das staatsanwaltschaftliche Einstel­

lungsvorhab~n hinsichtlich der weiteren Eingabe des 

Mag. Ewald Stadler vom 17.5.1994 zu genehmigen. 

Zu den weiteren, von der staatsanwaltschaft Feldkirch 

nicht behandelten Punkten der gegenständlichen parlamen­

tarischen Anfrage, zu welchen von hier aus eine Qußerung 

abgegeben werden kann, wird wie fOlgt berichtet: 

Zu 4., 6. und 7.: Nach Einlangen der ersten Anzeige bei der 

Staatsanwaltschaft Feldkirch am 28.10.1993 wurden sogleich 

die beZüglichen Verwaltungsstrafakten beigeschafft und eine 

Stellungnahme von Dr. Leo Walser eingeholt, welche am 

14.12.1993 bei der Staatsanwaltschaft einlangte. In der 

Folge wurde die Direktion des Amtes derVörarlberger Landes­

regierung um eine Stellungnahme tu den Anzeigen des 

Mag. Ewald Stadler vom 28.10.1993 und 9.12.1993 Cbei der 

Staatsanwaltschaft am 10.12.1993 eingelangt) ersucht. Hiezu 

darf auf den angeschlossenen CZwischen-) Bericht der Staats­

anwaltschaft Feldkirch 'vom 4.3.1994 hingewiesen werden. Die 

vom Amt der Landesregierung erbetene Stellungnahme langte am 

31.3.1994 bei der Staatsanwaltschaft Feldkirch ein. 
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Die Bearbeitung der Strafsache durch die Staatsanwalt­

schaft Feldkirch läßt somit keine Verzögerungen erkennen, 

ebenso nicht mangelnde Gründlichkeit. 

Zu 8.: Die Oberstaatsanwaltschaft hat in dieser Strafsache 
• 

weder eine Weisung erteilt noch eine solche erhalten. 

Zu 9.: Außer den - nach Vorlage des oben zitierten staats­

anwaltschaftlichen Zwischenberichtes vom 4.3.1994 - nunmehr 

vollständig vorgelegten staatsanwaltschaftlichen Berichten, 

den haG Berichten an das Bundesministerium für Justiz, 

Einsichtsvermerken ("Gesehen") und Aktenkalendierungen, 

sowie der im Bericht der Staatsanwaltschaft Feldkirch vom 

15.6.1994 angeführten haG Urgenz bzw. Anfrage nach dem 

Verfahrensstand vom 1.3.1994, welche zum oben zitierten 

Zwischenbericht vom 4.3.1994 führte, einer weiteren haG 

Urgenz bzw. Anfrage vom 15.4.1994 zufolge des do. Erlasses 

vom 5.4.1994, GZ 93.369/5-IV 2/94,und dem haG Berichtsauf­

trag an die Staatsanwaltschaft Feldkirch vom 9.6.1994 gemäß 

dem do. Erlaß vom 1.6.1994, GZ 93.369/6-IV 2/94, enthalten 

die haG Akten keine weiteren Textierungen. 

Zu 10.: Es gab weder Dienstbesprechungen noch sonstige 

Kontakte. 

Zu 11.: Es gab keinerlei Intervention. 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Innsbruck, am 17. Juni 1994 

Der Leiter der Oberstaatsanwaltschaft: 
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.. _'. 

. 
'1' 

..... 

STAATSANWALTSCHAFT 

FELDKIRCH 

~~----------------~ ~ § Oberstaatsa~waltschaft 
~ Innc.h:'l:r:< ............. ~ ... 

1=' I t - ::; "': ',~ .' .. ~IfiQeang oJ. i lil.!... ,J_' 

Beilagen: ,""'-
li..U j, 

XOSTA..fr.' .... .l ........ 1'1 T 

2-...... fach 

An die 

Oberstaatsanwaltschaft 

ln 

2 St 2858/93 

/L( 

I n n 5 b r u c k 

Betrifft: Strafsache gegeD~. Leo 

Bezug: Erlaß vom 1.3.199~. OStA 356/9~. 

Berichtsverfasser: StA Dr. Franz Pflanzner. 

Zum Bezugserlaß wird berichtet. 

daß die Direktion des Amtes der , 
Vorarlberger Landesregierung mit 

Schreiben vom 3.2.1994 um Erstat­

tung einer Stellungnahme zu den 

Anzeigen des Clubobmannes der' 

Freihei t1.ichen Partei Österreichs 

Mag. Ewald Stadler van 28.10.1993 

und 9.12.1993 ersucht wurde. 

Nach' Einlangen der Stel11mgnahme 

wird über die beabsichtigte Ender­

ledigung antragsteilend 'berichtet 

werden. 

Staatsanwaltschaft Feldkirch 

am ~. 3. 1994 
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~:':";,,,:-.. - _ .. -.j ..... ~.~ ...... .,...- :: .• ~~~.''=~.:.'''' ? 

,.I •. .. '.' I 
'" ' .~ .. : I • ' ••••• _.' •••• 

.. ,,, 
_____ i; I':':_~' ._. ____ _ 

STAATSANWALTSCHAFT 
~ 

FELDf::: I RCH ~ E:r.:;r;:;nqt ) \, .. :.; ':."::": /"(: .. ;' .. . : 
~ . 2 St 2858/93 

Betrifft: 

Bezug: 

Anlagen: 

~ O:i::~:~: /::.PtAA./ 

I -'~T' 0" ~,.,f,( 'I' /'11< .J!!, L'~ I.'''.-"f): ..... J ... ;.... T 

An die· 

Oberstaatsanwaltschaft 

in 

StraTsache gegen~. Leo 

Erlaß vom 9.6.1994, aStA 1069/94. 

I n n s b r u c k 

Die mit dem Erla~ vom 9.6.1~94 ~bermittelten 

Unterlagen sowie die Anzeige des Mag. Ewald 

~tadler .vom 17.5.1994 samt Beilagen. 

Berichtsverfasser: EStA Dr. Sieglinde Puchner. 

Mag. Ewald Stadler bringt in 

seiner weiteren Anzeige vom 17. 

Mai 1994 unter !) vor, .daß die 

.Widerspr~chlichkeit und Will­

kür.l ichkei t des Verwal tungs-.. 
'0 

handeins des Bezirks~auptmannes 

Dr Q Leo Wal sel- dadurch mehr ca I Si 

de~tlich werde, daß er im 

Bescheid vom 2.3.1994, 

21.11-3698/94, die Nutzul1gs­

rechte im Rahmen des 

"Zürser Modells" zum Zeit-

punkt der Einräumung als unzu­

Ilssig und damit gesetzwidrig 

festgestellt habe, und dies im 

Gegensatz zum Amtsvermerk vom 

23.7.1~93 stehe, mit welchem er 
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verwaltungsstrafbeh6rdlichen Maßnahmen gegen die Simma-Gruppe 

eingestellt habe. In diesem Zusammenhang erinnert Mag. ~tadler 

ne~erliFh auf die Weisung der Vlbg. Landesregierung vom 7.5.1993~ 

welche Bezirkshauptmann Dr. Walser nicht befolgt habe. 

Unter Bezugnahme auf den Bericht der Staatsanwaltschaft vom 

25.4.1994, 2 St 2858/93~ ist davon auszugehen~ daß die 

Einstellung .im Verwaltungsstrafverfahren gegen Dr. Otto Simma vom 

23.7.1993 aus verfahrensrechtlichen Gr~nden erfolgte und somit 

weder ein Wi~erspruch zum Bescheid vom 2.3.1994, welcher im 

~brigen von der Vlbg. Landesregierung mit dem Berufungsbe-

scheid vom 3.5.1994~ Zl VIla-410.430~ bestätigt wurde, besteht, 

und durch diese Bescheiderlassung ein strafbares Verhalten des 

Bezirkshauptmanns Dr. Leo Walser in Richtung Am~smißbrauch nicht 

gegeben ist. Was die Weisung der Vlbg. Landesregierung betrifft, 

so wird auf die Ausf~hrungen im Bericht vom 25.4.1994 

hingewiesen, wonach Dr. Walser nicht entgegen dieser Weiswng 

gehandelt hat. 

Unter 11) bringt Mag. Ewald Stadler weiters wiederum vor, daß 

BezirkShauptmann Dr. Leo Walser"als Staatskommissär bei der 
• Sparkasse der Stadt Bludenz die Aufgabe gehabthätte~ die 

Kreditvergabe der Sparkasse Bludenz wegen drohender 

zivilrecht~icher Folgen im Falle des Z~rser Mod~ll~ zu beein­

spruchen. zumindest einen Bericht ari den zur SparRassenaufsicht 

zust~ndigen Landeshauptmann und an das Flnanzministeriu~ auszu­

fertigen gehabt hätte. Dr. Walser sei sich damals i~ klaren· 

gewesen, d~ßer durch die Durchführung eines Strafverfahrens 

gegen die Betreibel- des Zün;~er Modells "wegen der offenkundig 

gesetzwidrigen Nutzung~rechte" bereits zu einem früheren 

Zeitpu'1kt ,-echtlich verbindli'ch diese Gesetzwidl-igkeit festge­

h.alten hätte LInd d~mi.t bereits damals die Wertlosigkeit der 

Besicherung jener von ihm nicht beeinspruchten Kreditgeschäf~e 

der Sparkasse herbeigef~hrt hätte. 
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Was die AusfGhrungen im letzten Satz gegen Dr. Walser betrifft, 
,-

so handelt es sich um eine reine durch nichts beweisbare 

Vermutung des Anzeigers. Was die Nichterhebung eines tinspruches 

betrifft, so wird wiederum auf den Bericht vom 25.4~1994 

hingewiesen wonach ein allfälliger Einspruch des Staatskommissärs . 
gegen den gegenständlichen Kreditvergabe bzw. Beteiligungs-

beschluß unzulässig gewesen und vom L~ndeshauptmann bzw. 

Bundesminister f~r Finanzen zur0ckgezogen worden wäre. 

Auch im Hinblick auf diese Anzeige beabsichtigt die Staatsan­

waltschaft, die Anzeigen des Mag. Ewald Stadler gegen Dr. Leo 

Wal~er wegen Verdachtes des Amtsmißbrauchs nach § 302 StGB bzw. 

Verdachtes der Beg0nstigung nach § 299 StGB gemäß § 90 Abs 1 StPO 

ZL\I-\':\c k zu 1 eg en. 

Um Ge"ehmiglmg der. beabsichtigte" Vor-gangsweise loJird ersucht. 

Zur schriftlichen parlamentarischen Anfr~ge des Abgeordneten zum 

Nationalrat Dr. Haral~ Ofner und Gen., Zl 6728/J-NR/1994~wird. 

hinsichtlich der die Staatsanwaltschaft betreffenden Punkte wie 

fOlgt bel-ichtet 

zu Pdnkten 1) und 6) g' 

Die Staatsanwaltschaft hat nach Einlangen der Strafanzeigen des 

Mag. Ewald Stadler am 28.10.1993 am 3.11.1993 zu 2 St 2858/93 an 

die Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck 0ber den AMfall dieser 

Strafsache und dar~ber berichtet~.d~ß die Einholung der 

bez~glichen Verwaltungsakten bzw. Verwaltungsstrafakten von der 

Bezirkshauptmanns~haft Bludenz und Einholung ~iner Stellung­

nahme des Angezeigten, Bezirkshauptmann Dr. Leo Walser, veranlaßt 

WUt-den. Nach Einlagen det- Ve,-waltungsaktet1 am 22.11.19.93 sowie 

der Stellungnahmen des Bezirkshauptmann Dr. LeD Walser vom. 

15.11.1993 und vom 10.12.1993 sowie einer weiteren A~zeige des 

Mag. Ewald Stadler ydm 10.12.1993 wurde am 3.2.1994 die Direktion 
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des Amtes der Vlbg. Landesregierung um die Erstattung einer 

Stellungnahme zu den Anzeigen des Mag. Ewald Stadler vom 

28.10.1993 und vom 9.12.1993 ersucht. Am 4.3.1994 wu~de ~ber 

Urgenz de~ Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck ~ber diese 

Vorgangsweise berichtet. Nach Einlangen der Stellungnahme des 

Amtes der Vlbg. Landesregier~ng am 31.3.1994 wurde am 25.4.1994 

an die Oberstaatsanwaltschaft Innsbruck ~ber die beabsichtigte 

Vorgangsweise berichtet. 

Zl.t F'l.lI1k t 2): 

Im Hinblick darauf~ daß bisher ein gerichtliches Vorverfahren 

nicht eingeleitet wurde~ wurden. auch keine Zeugen einvernommen. 

Zu F'l.lI1kt 11): 

Bei der Staatsanwaltschaft Feldkirch hat es in diesem Verfahren 

keinerlei Interventionen gegeben. 

Staatsanwaltschaft Feldkirch 

am 1S. Juni '1994 

/~-
y~ 

--_.~_ ..... 
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